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Streitbehandlung '-
und Streitentscheidung

Vom ungenutzten Potential
außergerichtlicher Konfliktlösungen

Remo Klinger

ie Zivilgerichte werden mit Kla-
Dgen verstopft, weil der Prozent-

satz der Leute, die zu vernünfti-

gen Regelungen untereinander kommen,

ohne daß sie überhaupt wissen wollten,
was das Gesetz für ihren Fall vor-

schreibt, stetig abnimmt.“ !

Junge Menschen in diesem Land, da

ist sie wieder, die rührselig-melancholi-
sche Altersweisheit der über 30jährigen
mit ihrem ewig wiederkehrenden Lob-
gesang auf die guten alten Zeiten:

»... Ja, da hatten wir noch unseren
Gartenzaun und gab‘s mal Scherereien

mit dem Nachbarn, reichte ein Korb

Kirschen ...“; heute aber ist alles so
verwirrend: golfspielende MetzgerInnen,
mercedesfahrende LandstreicherInnen,
türkische Mullahs, Autonome mit

Biogärten, tamilische EisverkäuferInnen,

ach: und digitales Fernsehen, Internet,

E-Mail — eine einsame Masse und vor
allem — aufgepaßt: das (Tot-)Schlagwort
— kommunikationsunfähig seien wir ge-
worden. Und die armen ZivilrichterIn-
nen müßten dies ausbügeln.
Wer Gründe für das Überlastungs-

dilemma der Justiz sucht, krame besser

nicht in dieser Mottenkiste — die Gefahr

ist zu.groß, auch nur verstaubte Antwor-

ten zu finden.

Wo finde ich dennschließlich die Foren,

in denen ich meine Konflikte kommuni-

kativ lösen kann, wenn ich keinen Gar-

tenzaun habe? An welchen Tisch haben

sich die Streitenden in früheren Zeiten

gesetzt, um Probleme auszudiskutieren

und tun es heute aufgrund ihrer
Kommunikationsunfähigkeit nicht mehr?
Mein Vermieter verlangt 5,33 DM Miet-

erhöhung von mir. Da auch er diesen
Streit nicht anders zu behandeln weiß,

will er mich verklagen. Es ist unglaub-
lich, aber wegen 5,33 DM wird tatsäch-

lich ein professionelles, hochbezahltes

Gericht aktiv. Nein, das Problem ist

nicht die Kommunikationsfähigkeit, son-
dern das Fehlen funktionierenderinstitu-

tioneller Kommunikationsmöglichkeiten,

die es nahelegen, einen Streit anders als
gerichtlich klären zu lassen.

Kollaps der Rechtspflege?

Die Klagen über die Überlastung der
Justiz sind alt. 61 % aller Richterinnen

va 341ER*

und Richter schätzen ihre Arbeitsbela-
stung als zu hoch ein, 57 % geben zu,

dadurch mit weniger Sorgfalt zu arbei-

ten, bei 43 % der Befragten wirkt sich
die Arbeitsbelastung negativ auf ihre
Gesundheit aus.” Allein diese Zahlen

geben Anlaß zur Sorge. Hinzu kommt,
daß bis zum Jahr 2000 eine Erhöhung
des Geschäftsanfalls z. B. der Zivilge-
richte um ca. 50 % (!) prognostiziert
wird.’
Der Gesetzgeber versucht dieser un-

heilvollen Entwicklung mit einer sich in
immer kürzeren Abständen wiederho-

lenden Reformgesetzgebung entgegen-
zutreten. Klassische Lösungskonzepte
der Vergangenheit war das Heraufsetzen

von Zuständigkeitswerten, die Erhöhung

von Rechtsmittelsummen und die Verla-

gerung der Fälle von der Kammer auf
den Einzelrichter — der Amtsrichter wur-

de zum idealen Prügelknaben des
„Entlastungs-“ Gesetzgebers.

Geplant werden immer nur vermeint-
liche Augenblicks-Abhilfen. Diese sind
erfolglos, weil die Entwicklungsie über-
holt, kaum daß sie im Gesetzblatt ver-

kündet worden sind. Indem das jeweils
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Beliebige zur Norm erhoben wird, er-

wecken die Verfahrensgesetze den An-

schein von Flickenteppichen, was zu
neuerlichen Problemenin der Rechtsan-

wendung führt. Der Wille und auch das
Vermögen zu wirklichen Reformen
scheint zu fehlen. Gebraucht wird die
große Strukturreform, der große Wurf,

der das Chaos nicht verworrener macht,

sondern der in sich stimmig ist und
deshalb auch dann anerkannt wird, wenn

er Einschnitte in das wuchernde und
unübersichtliche Rechtsschutzsystem
bringt.

Das diesen Ansprüchen genügende

Patentrezept kann dieser Beitrag selbst-
verständlich nicht liefern. Teil dieser
Umstrukturierungen muß aber eine um-
fassende Streitbeilegungsreform sein,
eine Reform, die das Blickfeld verstärkt
auf das Vorfeld gerichtlicher Tätigkeit
richtet, eine Reform, die wegkommt von

der eindimensionalen Sicht der Streit-
entscheidung, hin zu Möglichkeiten der

Streitbehandlung. Wer das Leistungs-
vermögen der Justiz erhalten will, der

muß dieses Vorfeld in seine Überlegun-
gen miteinbeziehen.

Bestandsaufnahme

Deutschland muß im Bereich der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung als stark
unterentwickelt bezeichnet werden. Im
Ausland spricht man hier schon vom
„deutschen Sonderweg“ *. Auch die um-
fangreichen Erfahrungen der DDR mit
Schieds- und Schlichtungskommissionen
fanden im wesentlichen keinen Eingang
in das gesamtdeutsche Rechtssystem.’

 

Trotzdem — und dies überrascht dann

doch - läßt sich bei genauerer Betrach-
tung schon jetzt ein in derjuristischen
Praxis nahezu unbeachteter Wildwuchs
außergerichtlicher Streitschlichtungs-
mechanismen erkennen. Gerade die Un-
übersichtlichkeit dieser Erscheinungen
behindert aber in hohem Maße deren
Wirkungsgrad.

So existieren an den Amtsgerichten
München, Würzburg und Traunstein
Schlichtungsstellen in Zivilsachen, in

Hamburg kann mansichan eine öffentli-
che Rechtsauskunfts- und Vergleichs-
stelle wenden und die Gemeindenin den
Neuen Bundesländern haben nachalter
Tradition Schiedsstellen eingerichtet.®
Einzelne Berufsgruppen oder Wirt-
schaftsbranchen haben außergerichtli-
che Institutionen und Verfahren, wie
etwa die ärztlichen Schlichtungsstellen
oder das Vermittlungsverfahren ‘unter
RechtsanwältInnen gemäß $ 73 Abs. 2

“Nr.2 und Nr. 3 Bundesrechtsanwalts-

ordnung, geschaffen. Hier und da beste-
hen Mietschlichtungsstellen, Schieds-
stellen für Arbeitsrecht und solche für
Reisevertragsstreitigkeiten. Es existie-
ren Schlichtungsstellen für Schuh-
reklamationen, Malerarbeiten, Bau-

streitigkeiten und Textilreinigungs-
reklamationen. Es gibt solche der In-
nung der Sprengler-, Sanitär- und
Heizungstechnik und solche des
Kürschnerhandwerks. Nicht zu verges-
sen die Schiedsstellen des Karosseriebau-
handwerks, des Gebrauchtwagenhandels

und der Abschleppunternehmen. Diese
Aufzählungließe sich fortführen.

Allen ist gemeinsam, daß ihre Exi-

stenz weithin unbekannt ist. Lediglich
einige wenige Organisationen betreiben
eine rege Öffentlichkeitsarbeit. Die mei-
sten Stellen jedoch wirken eher im

verborgenen. Im Telefonbuch verstek-

ken sie sich unter einem Eintrag wie
„Kreishandwerkerschaft“ oder

% „Industrie- und Handelskam-

mer“; ein Hinweis aufBeschwer-

destellen unter den Rechnung-
en, in allgemeinen Geschäftsbe-

Fo F dingungen oder gar im Bran-

chentelefonbuch unter der je-
weiligen Produktgruppe fehlt in der
Regel.’ Hinzu kommen unübersicht-
liche Zugangsbarrieren wie Aus-

schlußfristen, Mitgliedszwänge, not-
wendige Unterwerfungserklärungen der
Gegenparteietc.

Folgerichtig verzeichnen nahezu alle
dieser Einrichtungen einen äußerst ge-
ringen Geschäftsanteil. Kommen dann
noch Interessenkonflikte wie bei der
Auflösung der Schiedsstellen für Ar-
beitsrecht in den Neuen Ländern (Bun-

desgesetzblatt 1991, 2321) hinzu‘, wer-
den ihre Arbeits- und Existenzgrundla-

gen zusätzlich erschwert.
So wichtig das Bestehen dieser Ein-

richtungen im Einzelfall sein mag, eine

funktionierendeStreitbeilegungskulturist
durch sie in Deutschland bisher nicht
begründet worden.

Punktuelle Ansätze

Hoffnungsvoller stimmt da schon, daß es

neben diesen oft selbst für Juristen:
unbekannten Streitbeilegungsmöglich-
keiten auch Ansätze gibt, die fachlich
bishernicht nur stark diskutiert, sondern
z. T. auch schon erfolgreich umgesetzt

wordensind. Hierzu zählen insbesonde-
re der sog. Täter-Opfer-Ausgleich und
die Scheidungsmediation. Bezeichnen-
derweise firmieren diese in Deutschland
aber nicht als Teil eines gesamt-
juristischen Ansatzes außergerichtlicher
Streitbeilegungsformen, sondern sind
Einzelerscheinungen. Auch die fachli-
che Diskussion versteht sie als separate
Phänomene der Rechtspflege: hier die
Scheidungsmediation, dort der Täter-

Opfer-Ausgleich. Die Gerichtsaus-
lagerung erfolgt hier auch nicht aus
Gründen der Gerichtsentlastung, son-

dern wegen der diese Fälle kennzeich-
nenden besonderen psychologischen Si-
tuation. Nichtsdestotrotz zeigen diese
Beispiele, daß unser Rechtssystem grund-
sätzlich offen für außergerichtlicheStreit-
beilegungsformen ist, Schwierigkeiten
bereitet wohl eher unser Rechtsdenken.
Aus diesem Grunde soll beispielhaft

hier der Scheidungsmediation besondere
Aufmerksamkeit gewidmet werden: Die

Schwächen des familiengerichtlichen
Trennungsverfahrens wurden mit der

„Entzauberung“ gesellschaftspolitischer
Autoritäten, wie eben auch der Justiz,
immeroffensichtlicher. In der Wahrneh-
mung der Betroffenen wurde das ge-

richtliche Verfahren als kontrollierend,

unpersönlich, wenig selbstbestimmt und

kalt erlebt.” Danach befragt, was sie am

meisten am Scheidungsverfahren ver-
letzt hätte, nannten sie ihre Ohnmacht,
daß ihnen die Lösung des Konflikts aus
der Hand genommen wurde, sie sich

ausgeliefert gefühlt und nicht einmal
verstanden hätten, was mit ihnen pas-
sierte.'” Der Ausgangskonflikt wird un-
weigerlich verrechtlicht und die Parteien

haben es in der Verhandlung dadurch
schwer, überhaupt zu verstehen, worauf
es den Anwälten und dem Gericht gera-

de ankommt. Die Gefahrist daher groß,
daß eine Partei mit dem, was ihr auf dem

Herzenliegt, gar nicht zu Wort kommt.!'
Bezeichnendist auch die selbst von mir

soeben getroffenen Wortwahl zur Be-
zeichnungdersich trennenden Eheleute:

Das Verfahrensrecht nenntsie in stren-
ger Gegensätzlichkeit „Parteien“. Und
auch das materielle Recht gebietet häu-
fig eine Entweder-Oder-Entscheidung;
eine Vielzahl sinnvollerer Lösungsmög-

lichkeiten bleibt dabei ausgeblendet.'?
Die vielen Nachteile dieses Verfah-

rens habenin der Folgezeit dazu geführt,
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daß sich die. Mediation (zugrundeliegt
das lateinische Wort mediare - in der

Mitte stehen) in Deutschland in kaum

einem anderen Bereich so stark durch-

setzen konnte. Das scheidungswillige
Ehepaar begibt sich dabei zunächst zu
einem neutralen Dritten und versucht

mit dessen Hilfe die auftretenden Pro-

bleme gütlich zu klären. Der Gang zum

Richterbleibt danach zwarnicht erspart
(im übrigen einer der mir unverständ-
lichsten Rechtssätze: ein Standesbeam-

ter hat die Ehe für gültig erklärt, trennen
wir uns einvernehmlich ohne Güter- und

Kinderzank, sollte er sie auch aufheben

können; RichterInnen sollten auf die

Regelung von streitigen Trennungen be-
schränkt bleiben), die beschriebenen

Nachteile einer umfassenden Auseinan-

dersetzung vor dem Familiengerichtent-
fallen aber. Beide Seiten sind motiviert,

einen akzeptablen Interessenausgleich
auszuhandeln. Sollte die Kommunikati-

on gestört sein, unterstützt der Mediator

— anders als der Richter ohne die bedroh-

liche Entscheidungsmacht — die Bemü-
hungen, eigenständige Lösungenzu fin-

den. Nach einer amerikanischen Unter-

suchung sind 70 bis 90% mit dem
Mediationsverfahren zufrieden, beim ge-

richtlichen Verfahren gilt dies nur für 40
bis 50 %." Dies dürfte auch auf deutsche
Verhältnisse zutreffen.

Zu beachten ist jedoch, daß das
Mediationsverfahrennurbei einem Kräf-

tegleichgewicht zwischen den Parteien
anstrebenswert ist; wer im Alltagsleben

schon benachteiligt ist und sich nicht
durchzusetzen vermag, kann sonst auch

hier über den Tisch gezogen werden.

Das formelle Gerichtsverfahren entfaltet

in diesen Fällen eine nicht zu unterschät-

zende schützende Wirkung. Die Mög-
lichkeit der Entscheidung durch den
Richter sollte den Parteien daher auf

jeden Fall weiter offenstehen.

Unausgeschöpftes Potential

Was für die Mediation in Scheidungs-
sachen gilt, kann jedoch auch in fast
allen anderen Bereichen der Rechtspfle-
ge in einer jeweils modifizierten Form
Anwendung finden. Notwendig ist je-
dochdie Erkenntnis, daß die dort einge-
setzten Verfahren keine exotische Aus-

nahmefür die Behandlung von Konflik-

ten darstellen, sondern Allgemeingültig-
keit besitzen. Besonders die kein

Vorverfahren kennendeZivilrechtspflege
eignet sich für die Einführung außerge-
richtlicherStreitbeilegungsverfahren. Von
den Erkenntnissen anderer Staaten kann

dabei in erheblichem Umfang profitiert
werden, dennfast alle westlichen Indu-

strieländer verfügen über einen beachtli-

chen Erfahrungsstand mit alternativen

Konfliktlösungsverfahren.

Vor allem in den USA haben außerge-

richtliche Verfahren der Streitbeilegung

eine lange Tradition. Die amerikanische
Art, erkannte Defizite möglichst prak-
tisch anzugehen sowie ihre ausgespro-
chene Experimentierfreudigkeit haben
dort zu einer außerordentlich großen
Vielzahl an FormenderStreitbehandlung
ohne richterliches Urteil geführt, die
dort unter dem Oberbegriff „Alternative

Dispute Resolution“ (ADR)bekanntsind.
Dazu gehören private Schlichtungs-

verfahren in Umwelt-, Familien- und
Nachbarschaftskonflikten wie auchpri-

vate Schiedsgerichtsverfahren nach dem
zunächst kurios anmutenden „Rent-a-

Judge“-Prinzip. Eine ganze Reihe von
privaten Institutionenbietet ihre Dienste
für diese Verfahren an und die Branche
gilt zurecht als zukunftsträchtig; die
Aktien der größten Firma (JAMS-
Endispute) werden bereits an der Börse
gehandelt.'*
Hinzu kommen Verfahren aufgrund

staatlicher Initiative. Hierher gehören
Formen informellerStreitbeilegung, die
auch innerhalb der Gerichte praktiziert
werden. Dazu zählt beispielsweise die
Justizverbundene Schlichtungspraxis.
Diese wird von justizunabhängigen Ein-
richtungeninnerhalb des Gerichtsgebäu-
des zur Erledigung von Klagen mit
geringem Streitwert (in der Regel bis
$ 1500) praktiziert. Die Parteien können
also versuchen, den Streit mit der Hilfe
eines neutralen Dritten auf informelle
Weise mit einer für beide Parteien zu-
friedenstellenden Vereinbarung zubeen-
den. Eine juristische Ausbildung der
Schlichterinnen und Schlichter wird da-

bei bemerkenswerterweise zumeist nicht
vorausgesetzt; Erfindungsgaben, Über-

zeugungskraft und Mitgefühl werdenals
wichtigere Auswahlkriterien angesehen
als berufliche Zeugnisse (die in Deutsch-
landallein an einigen bayerischen Amts-
gerichten anzutreffende Schlichtungs-

praxis verlangt hingegen die Befähigung
zum Richteramt). Die Vergleichsrateist

besonders bei Verkehrsunfällen und
interpersonalen Konflikten mit 80 %
recht hoch. Geschätzt wird vor allem die
Schnelligkeit und Kostengünstigkeit des
Verfahrens. Hinzu kommt ein als sehr
angenehm empfundener Aspekt der Au-

tonomie: Das Verfahren steht nicht unter
dem Druckeiner übergeordnetenrichter-

lichen Instanz, sondern versetzt die Be-
teiligten in die Lage, eine Vereinbarung
selbst auszuarbeiten. Dies läßt sie oft
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zufriedener mit dem Erreichtensein; bei
Gerichtsurteilen ist dies meist nur der
Gewinner."
Besonders interessant erscheint auch

das in einigen Bundesstaaten existieren-

de Multi-Door-Courthouse (Gerichte mit

multidimensionaler Streitbeilegung).
Rechtsstreitigkeiten können dort durch
verschiedene Verfahren erledigt werden,

wie z. B. durch Schlichtung (mediation),

Schiedsgerichtsbarkeit(arbitration), neu-

trale Bewertung (neutral evaluation),

private Vergleichskonferenz (mini-trial),
simuliertes Geschworenengericht (sum-
mary jury trial) und das herkömmliche
richterliche Urteil (adjucation). Je nach

Art des Streits kann die passende
Verfahrensart gewählt werden. 60 % bis
70 % aller Streitigkeiten werden dabei
ohne Einsatz eines Richters erledigt;
insbesondere Schlichtung ‚und neutrale
Bewertung werden oft von den Beteilig-
ten gewählt. Anders als in den oben
beschriebenen nur auf Schlichtung
ausgerichteten Verfahren, müssen

die Spezialistinnen und Speziali-
sten in den Multi-Door-Court-
houses die für die Zulassung
zur Rechtsanwaltschaft erfor-
derliche Ausbildung aufwei-
sen.'* Auf deutsche Ver-
hältnisse übertragen, böte
sich hier ein noch uner-

schlossenes Betäti-
gungsfeld für die ge-
rade in Heerscha-

ren aus den Uni-

versitäten strö-

menden Juristin-

nen und Juristen an. ge,

Auch in unseren westeu- KR
ropäischen Nachbarländern läßt

sich eine zunehmende Öffnung zu
neuen Formen derStreitbeilegung fest-

stellen. Insbesondere in schwierigen
Wirtschaftsstreitigkeiten ist vermehrtdie
Tendenz zu beobachten, daß sich die
beteiligten Unternehmen dem offenbar
zu langwierigen und komplizierten ge-

richtlichen Verfahren abwenden und zu-
nächst versuchen,die Problemein priva-
ten Schieds- und Schlichtungsverfahren
zu lösen.

„ADR Net“ ist beispielsweise das
erste kommerzielle englische Netzwerk
— gegründet von Versicherungen und

Industrieunternehmen -, das sich mit
außergerichtlicher Streitbeilegung be-
schäftigt. Nach Angaben der Gesell-
schaft werden durch die angestellten

Schlichterinnen und Schlichter jährlich

12 000 Fälle bearbeitet, von denen 92 %
vorgerichtlich verglichen werden. Häu-
fige Fallgruppen sind Schiffahrtssachen,
Konkursangelegenheiten und Streitig-

keiten über Verbraucherkredite.!?
Auch in Belgien, Frankreich und vor

allem den Niederlanden finden sich
ausgebaute Systeme der außergerichtli-

chen Konfliktregelung. So muß in den

fe,Yu

    

 

  

    

  

  

  
  

 

   

Niederlanden beispielsweise vor einem
mietrechtlichen Prozeß zwingend eine
paritätisch mit VertreterInnenn der
VermieterInnen- und MieterInnenseite
besetzte Kommission eingeschaltet wer-
den. Diese erteilt dann einen Rat, der
nach zwei Monaten bindend wird, wenn

nicht eine Partei Klage erhebt. Bemer-
kenswertist zum einen, daß nur 2 % der
Fälle anschließend vor Gericht verhan-
delt werden. Dazu kommt, daß hier - im
Gegensatz zu Gerichtsverfahren — haupt-
sächlich die MieterInnen die Kommissi-
on anrufen. Die Schwellenangstist hier
offenbar nicht so groß, wie bei der

EinreichungeinerKlage.
Diese Beispiele zeigen, welche Mög-

lichkeiten alternative Streitbeilegungs-
formen insbesondere der Zivilrechts-
pflege eröffnen.

Sie zeigen aber auch, daß in anderen

wirtschaftlich und soziokulturell ähnlich
strukturierten Ländern, Modelle außer-

gerichtlicher Konfliktlösungen und
damit eine Abkehr vom Dogma
> des Gerichts als der einzi-
IS gen Streitlösungs-

instanz schon viel

stärker Eingang in

das gesellschaftliche
Leben gefunden haben,

als es bei uns der Fallist.

Mangelndes Umfeld

“Warum dies in Deutschland

‘; bisher nicht der Fall ist, mag
schwierig zu beantworten sein.

Möglicherweise ist unser Rechts-
denken zu traditionalistisch, zu kon-

servativ ausgerichtet; vielleicht ist auch

eine Schwerfälligkeit der politischen
Entscheidungsprozesse zu beklagen; wo-

möglich ist es einfach nur Zufall. Wich-
tiger als dies zu beantworten erscheint
es, Schritte zur Behebungdieses Zustan-

des aufzuzeigen.
Nicht unmaßgeblich ist dabei die

Schaffung einer umfassenden rechtli-
chen Grundlage. Die vielfältigen schon
bestehenden außergerichtlichen Einrich-

tungen werden so lange mit ihrer Arbeit
vor sich hindümpeln, wie der Gesetzge-
ber keine große Streitbeilegungsreform
in die Wegegeleitet hat. Recht kann hier
nur von oben kommen. Tut es dasnicht,

wächst es auch nicht von unten, dafür

sind wir viel zu legalistisch ausgerichtet.
Viel wichtiger ist jedoch eine Verände-
rung unseres Rechtsdenkens. Unsere

rechtlichen Instrumentarien sind zu sehr
auf die EntscheidungvonStreiten als auf
deren schlichtende Behandlung ausge-
richtet. Breidenbach'® weist zurecht dar-
auf hin, daß das Entscheiden von Strei-
ten das eine ist. Streite zunächst zu
behandeln, kann dem Konflikt oftmals
aber genauso oder gar besser gerecht
werden. Bei der Entscheidung vonStrei-
ten engen wir uns zu sehr auf die

Thematisierung von Recht. ein: berück-

sichtigt wird ausschließlich das, was im
Rahmenjuristischen Anspruchsdenkens

unmittelbar anspruchsbegründend oder-
verhindernd wirkt. Versuchen wir sie
zunächst einmal zu behandeln, halten

wir den Konflikt für Lösungen und
Aspekte offen, die über das Recht hin-

ausgehen.Die juristische Dogmatik soll-
te also nicht nur einen Streitentschei-
dungsgegenstand, sondern auch einen
Streitbehandlungsgegenstand kennen,zu
dem alles zu rechnen wäre, was nach
dem subjektiven Empfinden der Betei-
ligten für die Lösung des Konfliktes
wesentlichist.
Dies muß auch Folgen für unsere

Juristische Ausbildung haben. Diese kon-
zentriert sich einseitig auf die Streit-
entscheidung, auf die vornehmliche Ar-

beit der Gerichte. Was an den Universi-
täten gelehrt wird, ist Partei zu beziehen,
für die eine oder andere Seite — der
„Kampf ums Recht“. Wir denken in
Rechtsgrundlagen, in Anspruchs-
positionen, mit dem Ziel, die eigene
Position durchzusetzen. Wir lernen
kompetives Verhalten, kein kooperatives
und blenden damit aus, welchevielfälti-
gen FormenderStreitbeilegung es sonst
noch gibt. Im Ergebnis beklagen
MandantInnendie ihnen oftmals unnötig
aggressiv vorkommende Arbeitsweise
ihrer AnwältInnen. Konflikte werden
schriftsätzlich angeheizt und zur gericht-

lichen Eskalation gebracht - dasist nicht
die beste Lösung des Konflikts, sondern
das Rechthabensteht im Vordergrund.

Was gebraucht wird, ist eine juristi-

sche Ausbildung, die einen konstrukti-
ven Umgang mit Konfliktenlehrt. In den
USA bieten von den ca. 175 Law
Schools 150 Lehrveranstaltungen in Al-
ternative Dispute Resolution an, nahezu

600 ProfessorInnen unterrichten diese
Fächer. Es wird Zeit, auch bei uns einen
Anfang zu wagen...
Remo Klinger promoviert und arbei-
tet in einer Anwaltskanzlei in Berlin.
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